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Die Boxer, elastisch

„Herzlichen Glückwunsch! Sie gehören
zu den glücklichen Teilnehmern, die die
Chance auf eine gratis Boxer nach Wahl
haben . . . Teilen Sie uns Ihre Daten mit,
um sich die Boxer Ihrer Wahl zu sichern.“
Was bin ich doch für ein Glückspilz! Um
null Euro könnte ich mir das „Kennen-
lernpaket Boxer Lee“ sichern, die Ver-
sandkosten stehen wie so oft im Kleinge-
druckten des Mails. Die Abbildung zeigt
den entsprechenden Ausschnitt eines
strammen Mannsbildes im angepriese-
nen Beinkleid. Wird der Mann mitgelie-
fert – daher das Kennenlernpaket? Oder
macht schon eine einzelne Unterhose ein
Paket? Gestatten, Boxer. Aber abgesehen
davon, dass Frauen eher selten Boxer-
shorts tragen, macht „die Boxer“ auch
sprachlich stutzig. Üblicherweise heißt es
„die Boxershorts“, während im Sport „die
Boxer“ als Mehrzahl von „der Boxer“ ge-
läufig sind – oder als Mitglieder der chi-
nesischen Boxerbewegung.

Auf Wikipedia ist nachzulesen, dass
die ersten richtigen Boxershorts 1925 auf-
kamen. „Sie gehen auf Jacob Golomb zu-
rück, den Gründer von Everlast, einer
Ausstattungsfirma für Boxer, der das De-
sign für den Körper von professionellen
Boxern optimierte, indem er die Leder-
schnüre an der Taille durch einen elasti-
schen Hosenbund ersetzte – vorgeblich
weil das eine bessere Beinarbeit ermög-
lichte.“ Das hat jetzt mit Sprache nur im
weitesten Sinn etwas zu tun. Hoffentlich
haben Sie einen elastischen Horizont.

EvaMale
evamale@ymail.com

In Kürze

SIEBEN AUS DREISSIG.
30 waren nominiert, sieben Projekte
wurden ausgezeichnet – mit dem Bau-
herrenpreis 2013: darunter so Unter-
schiedliches wie der islamische Friedhof
von Altach, Vorarlberg, oder das Agrar-
bildungszentrum Salzkammergut im
oberösterreichischen Altmünster. Alle
zusammen sind ab 27. November im
Wiener Ringturm (Schottenring 30) zu
sehen: in einer Ausstellung, ausgerichtet
von der Zentralvereinigung der Architek-
ten (Mo bis Fr 9 bis 18 Uhr).

AUSGEZEICHNET, GANZ BESTIMMT.
„Ausgezeichnet“ sind sie ja ganz be-
stimmt, jene, die seit 1978 mit dem Ober-
österreichischen Landeskulturpreis Ar-
chitektur ausgezeichnet wurden. Und
„Ausgezeichnet“ ist denn auch der Titel
der Ausstellung, die sie alle im Architek-
turforum Oberösterreich zu Linz (Her-
bert-Bayer-Platz 1) vereint. Eröffnung:
am 27. November, 18 Uhr, anschließend
zu sehenMi bis Sa 14 bis 17 Uhr, Fr bis 20
Uhr. Das dazupassende Buch mit Preis-
trägergesprächen ist bei Anton Pustet,
Salzburg, erschienen.

LOWTECH? HIGHTECH?
Ein „Lowtech“-Zubau zu einem Haus im
Osttiroler Gaimberg, ein Kindergarten in
Stallhofen, Steiermark, und ein Wettbe-
werbsprojekt, bei dem energieautarke
Wohneinheiten gefordert waren, stehen
im Mittelpunkt des Werkvortrags von
Gerhard Mitterberger, seines Zeichens
Architekt zu Graz: „Go away cold“ – am
28. November im Innsbrucker AUT (Lois-
Welzenbacher-Platz 1). Beginn 19 Uhr.

DIE STADT UND DER PROFIT.
Das hätten wir doch alle schon einmal
gern gewusst: „Wer profitiert, wenn städ-
tische Flächen verkauft und umgewidmet
werden?“ Und: „Wie können sich Ansprü-
che der Bewohner und Kapitalinteressen
auf Augenhöhe begegnen?“ Solches und
Ähnliches sollen am 29. November Im-
pulsreferate samt anschließender Diskus-
sion in den Wiener Räumen der IG Archi-
tektur beantworten (Gumpendorfer Stra-
ße 63b). Beginn 19 Uhr. Eine Veranstal-
tung der Österreichischen Gesellschaft
für Architektur im Rahmen des herbstli-
chen Schwerpunktthemas „Das Geschäft
mit der Stadt“. frei

„Steinhofgründe“: Ein Expertenteam empfahl im April 2013 die Durchführung eines kooperativen Testplanungsverfahrens . . . [ Illustration: schreinerkastler ]

Ein
böses
Problem

Ein kooperatives Verfahren, wie
es sein sollte: Alle haben dazu-
gelernt, am Ende steht ein Kom-
promiss, aber kein fauler. Über
den aktuellen Stand in der Sache
Otto-Wagner-Spital, Ostareal.

Von Christian Kühn

. . . dessen Ergebnis
nun so aussieht: elf
quadratische Bau-
felder, die vier-
geschoßig überbaut
werden dürfen. So
ergibt sich viel indi-
vidueller Spielraum
in einem stimmigen
Gesamtbild.
[ Grafik: Archiv]

G ute Planer unterscheiden zwei
grundsätzlich verschiedene Klas-
sen von Problemen. Auf der
einen Seite jene, bei denen die
Aufgabenstellung klar definiert

und der Lösungsweg weitgehend vorge-
zeichnet ist. Solche Probleme mögen kom-
plex und knifflig sein, aber man weiß im
Prinzip, wie die Lösung aussehen soll und
wann man sie erreicht hat. Auf der anderen
Seite gibt es Probleme, die sich einer klaren
Definition entziehen, viele Lösungswege
offenlassen, und bei denen sich die eigentli-
che Aufgabenstellung oft erst dann klärt,
wenn man schon viele Schritte gegangen ist.
Im schlimmsten Fall weiß man dann zwar
im Nachhinein, was die richtige Lösung
gewesen wäre, kann aber nicht mehr an
den Start zurück.

Der Planungstheoretiker Horst Rittel hat
diese zwei Klassen als „zahme“ und „bösar-
tige“ Probleme bezeichnet und postuliert,
dass die meisten Aufgaben der Stadtplanung
zur Klasse der bösartigen Probleme zählen.
Es ist kein Zufall, dass sein mit Melvin Web-
ber an der Universität Berkeley verfasster
Text über „Dilemmas in a General Theory of
Planning“ 1973 erschienen ist. Die Stadtpla-
nung dieser Zeit war von der Idee einer ratio-
nalen Planung getragen: Ist-Analyse, Zielde-
finition und Festlegung der nötigen Schritte
von A nach B. Für Technokraten ist jedes
Problem „zahm“: Sie fühlen sich im Besitz
der Hoheit über die nötigen Mittel und über
die Zieldefinition, natürlich immer zum Bes-
ten der Betroffenen. Genau diese Hoheit
wurde den Technokraten aber seit den spä-
ten 1960er-Jahren von den Betroffenen strei-
tig gemacht. Die Politik – bis dahin natürli-
che Schutzmacht der Technokratie – knickte
unter dem Druck der Medien ein, die rasch
erkannten, welche Machtposition sie sich
durch die Unterstützung und Steuerung von
Bürgerinitiativen erobern konnten.

Ein Lehrstück für diese Entwicklung ist
die Geschichte der „Steinhofgründe“, einer
Erweiterungsfläche für die „Heil- und Pfle-
geanstalt am Steinhof“, zur Zeit ihrer Errich-
tung 1907 mit über 2000 Betten eines der
größten Spitäler der Welt. Die „Steinhof-
gründe“ nicht für die Erweiterung des Spitals
zu nutzen, sondern als Wohngebiet in bester
Grünlage, war naheliegend, gab es doch be-
reits eine entsprechende Flächenwidmung.
Als die Stadt Wien Ende der 1970er-Jahre
beschloss, dieses Potenzial zu realisieren
und hier 900 Gemeindewohnungen zu er-
richten, gelang es einer Bürgerinitiative,
einen Sturm der Entrüstung gegen die Ver-
bauung auszulösen, der 1981 zu einer Volks-
befragung führte. Die Technokraten des Ma-
gistrats mussten fassungslos zur Kenntnis
nehmen, dass zwar 83 Prozent der Befragten
für den sozialen Wohnbau an sich stimmten,
aber 53 Prozent die Errichtung solcher Woh-
nungen auf den Steinhofgründen ablehnten,
einem Areal, das davor nicht öffentlich zu-
gänglich war, und dessen Existenz vor der
Volksbefragung in der Öffentlichkeit prak-
tisch unbekannt war.

Heute hat sich der Begriff „Steinhofgrün-
de“ so sehr ins kollektive Bewusstsein einge-
prägt, dass auch ein aktuelles Projekt in den

Medien gern unter diesem Namen geführt
wird. Es handelt sich dabei allerdings um
das östlich gelegene Wirtschaftsareal der
heute auf Otto-Wagner-Spital umbenannten
Anlage. Hier wollte die Stadt Wien über den
Bauträger Gesiba im Jahr 2012 rund 570
Wohnungen errichten, nach einem Plan von
Albert Wimmer unschön eingeklemmt zwi-
schen die bestehenden Pavillons, zum Teil
auf Grünflächen, die jeder sensible Planer
auch dann freihalten würde, wenn sie nicht
auf Otto Wagner zurückgehen. Diese rück-
sichtslose Verdichtung hatte freilich Gründe:
Über den Verkauf der Grundstücke sollte ein
Beitrag zur Finanzierung des Wiener Kran-
kenanstaltenverbunds, des Eigentümers des
Spitals, geleistet werden. Auch diesmal er-

hob sich ein Sturm der Entrüstung, zuerst
von Anrainern, dann von Kunsthistorikern
und schließlich von Architekten. Besonders
„bösartig“ wurde das Problem, weil sogar die
Interessen der Gegner höchst unterschied-
lich waren: Teile der Bürgerinitiative wand-
ten sich gegen jede Bebauung, andere, da-
runter auch die meisten Architekten, sahen
Potenzial für eine sinnvolle Verdichtung. Als
die Medien das Thema genüsslich aufzuko-
chen begannen, zog der Bürgermeister die
Notbremse und verordnete dem Projekt eine
Nachdenkpause.

Im Unterschied zu 1981 hat die Stadt ge-
lernt, dass Probleme dieser Art sich besser
durch einen Abgleich von Interessen im Dia-
log lösen lassen als durch eine Volksbefra-
gung. In einem ersten Mediationsverfahren
wurden 2012 die Zielkonflikte erfasst, unter
dem Vorsitz von Adolf Krischanitz wurde ein
Expertengremium eingesetzt, das im April
2013 eine Empfehlung an die Stadtregierung
abgab: keine Neubauten auf den Grünflä-
chen zwischen Haupt- und Ostareal; kein
Verkauf der Grundstücke, sondern Vergabe
im Baurecht auf Basis genauer Gestaltungs-
richtlinien; Entwicklung von Nutzungsszena-
rien für das Gesamtareal und ehestmögliche
Gründung einer entsprechenden Betriebs-
gesellschaft; Definition eines Parkpflege-
werks für das Gesamtareal; Durchführung
eines kooperativen Testplanungsverfahrens
für das Ostareal unter Einbindung aller Betei-
ligten.

Dieses Verfahren wurde im Sommer 2013
begonnen und das Ergebnis letzte Woche der
Öffentlichkeit vorgestellt. Unter dem Vorsitz
von Christoph Luchsinger entwickelten
sechs Architektenteams unter Einbeziehung
von Mitgliedern aus dem Mediations- und
Expertenverfahren ein Bebauungskonzept,
das zehn quadratische Baufelder vorsieht,
die präzise in den Bestand eingepasst sind.
Ein elftes, längliches Baufeld markiert den
Abschluss nach Norden. Diese Felder dürfen
viergeschoßig und zu rund 60 Prozent über-
baut werden, wobei an jede der vier Seiten
der Feldumgrenzung angebaut werden
muss. Als Fassadenmaterial sind, wie in vie-
len der Bestandsbauten, Sichtziegel vorge-
schrieben. Die sechs Planungsteams – Her-
mann Czech, Jabornegg & Pálffy, königlarch,
Werner Neuwirth, Pool und PPAG – haben
mit ihren Entwürfen bewiesen, dass diese
Vorgaben viel individuellen Spielraum las-
sen, aber trotzdem ein stimmiges Gesamt-
bild erzeugen. 160 vermietbare Einheiten
lassen sich so realisieren, weitere 100 durch
Sanierung des Bestands. Ein Viertel davon
soll von der Gesiba an soziale Einrichtungen
für betreutes Wohnen vergeben werden.

Maria Vassilakou undMichael Häupl ha-
ben sich inzwischen zu diesem Projekt be-
kannt und seine Umsetzung ab 2014 garan-
tiert. Dass sie die politische Verantwortung
übernommen und nicht an die Boulevard-
medien delegiert haben, verdient Respekt.
Jetzt geht es um die „Zähmung“ des nächs-
ten Problems: für das Kerngebiet des Spitals
muss eine sinnvolle Nachnutzung gefunden
werden. Nachverdichtung ist dort ausge-
schlossen, umso mehr ist Kreativität im Um-
gangmit dem Bestand gefragt. Q
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